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1949 


Drucksache Nr. 839 


Der Erste Vizepräsident 
des Deutschen Bundesrates 


Bann, den 14. April 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gesetz über die Aufstellung und Ausführung des 
Bundeshaushaltsplans für das Redinungsjahr 1949 
sowie über die Haushaltsführung und über die 
vorläufige Rechnungsprüfung im Bereich der 
Bundesverwaltung (Haushaltsgesetz 1949 und 
Vorläufige Haushaltsordnung). 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Deutsche Bundesrat in seiner 
18. Sitzung am 14. April 1950 beschlossen hat, hinsichtlich des 
vom Deutschen Bundestage am 30. März 1950 beschlossenen 

Gesetzes über die Aufstellung und Ausführung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1949 
sowie über die Haushaltsführung und über die vor- 
läufige Rechnungsprüfung im Bereich der Bundes- 
verwaltung (Haushaltsgesetz 1949 und Vorläufige 
Haushaltsordnung) 

trotz erheblicher Bedenken gegen verschiedene Ansätze im Haus- 
haltsgesetz 1949 einen Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 des 
Grundgesetzes in der Erv^artung nicht zu stellen, daß die Bundes- 
regierung einstweilen auf die Besetzung der Stellen verzichtet, 
die der Bundesrat aus grundsätzlichen Erwägungen nicht akzep- 
tieren kann, und eine Vereinfachung des Pressedienstes der 
Bundesregierung vornimmt. 

Ich bitte, diesen grundsätzlichen Erwägungen des Bundesrates 
Rechnung zu tragen. Die Begründung hierfür und die zu blockie- 
renden Stellen sind aus der Anlage zu ersehen. 


Kopf 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrleb: Dr. Hans Heger» Andernach. Breite Str. 30 
und Wiesbaden, Nletzschestr. 1 



Anlage 


Begründ u n g 

L 

1. Der Bundesrat hat bereits in seiner Stellungnahme vom 27. 
Januar 1950 zum Entwurf des Bundeshaushaltes für das 
Rechnungsjahr 1949 zum Ausdruck gebracht, daß für seine 
Beurteilung des Gesamthaushaltes wesentlich ins Gewicht fallen 
müsse, inwieweit beim Neuaufbau der Bundesverwaltung den 
Grundsätzen äußerster Sparsamkeit und verwaltungsmäßiger 
Zweckmäßigkeit Rechnung getragen werden würde. Er hat 
darauf hingewiesen, daß die präjudizielle Bedeutung des ersten' 
Bundeshaushaltes besondere Zurückhaltung verlange, damit 
nicht schon hier schwer revidierbare, vollendete Tatsachen 
geschaffen würden. 

Der Bundesrat hat jedoch in seiner vorerwähnten Stellung- 
nahme die Feststellung treffen müssen, daß Umfang und Aufbau 
der Einzelhaushalte der neuen Bundesverwaltungen in einer 
Vielzahl von Fällen die gebotene Zurückhaltung vermissen 
lassen. Er hat es infolgedessen als notwendig erachtet, an 
Hand einer Reihe allgemeiner Grundsätze rationeller Haus- 
haltsführung begründete Vorschläge zur sparsamen und wirk- 
samen organisatorischen Gestaltung und personellen Ausstat- 
tung der neuen Verwaltungen zu machen. 

2. Darüber hinaus hat sich der Bundesrat veranlaßt gesehen, 
ernste verfassungspolitische Bedenken gegen die in einer Reihe 
von Stellenplänen deutlich werdende Tendenz zu äußern, nach 
der die Bearbeitung von Aufgabengebieten für die Bundes- 
verwaltung beansprucht wird, welche das Grundgesetz in die 
Zuständigkeit der Länder verwiesen hat. 

3. Der Bundestag hat sich bei seiner Beratung der Einzelhaus- 
haltspläne der neuen Bundesverwaltungen nur zu einem 
unwesentlichen Teil die vorerwähnten Empfehlungen und 
schwerwiegenden grundsätzlichen Einwendungen des Bundes- 
rats zu eigen gemacht. 

Der Bundesrat erachtet es deshalb für notwendig, das Augen- 
merk erneut vornehmlich auf folgende bei der Haushalts- 
gestaltung nicht ausreichend berücksichtigte, für deren Beur- 
teilung aber entscheidende Gesichtspunkte zu lenken: 

a) Unerläßliche Voraussetzung für den Aufbau einer ökono- 
misch und mit größtmöglicher Wirksamkeit arbeitenden 
sowie gleichzeitig mit einem Minimum an personeller Be- 
setzung auskommenden Ministerialverwaltung sind klare 
Entscheidungen hinsichtlich der Abgrenzung der Zuständig- 
keiten zwischen den einzelnen Bundesministerien. Wesentlich 
ist, daß diese Entscheidungen vor Aufstellung der Haus- 
haltspläne getroffen werden. Die zahlreichen ungelösten 
Zuständigkeitsfragen innerhalb der Bundesverwaltung so- 
wohl im Bereich der neuen Ministerien als auch der über- 
nommenen Verwaltungen des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
haben zur Erfüllung übertriebener Ressortansprüche und 
zur Bildung einer erheblichen Anzahl aufwendiger Parallel- 
referate geführt, deren Überschneidungstendenzen Leerlauf 
in der Verwaltungsarbeit begünstigen. 
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Unklarheiten auf dem Gebiet der Kompetenzverteilung 
müssen dann in verstärktem Maße und mit einer gewissen 
Zwangsläufigkeit zu unproduktiver Doppelarbeit führen, 
wenn die Zahl der Ministerien den Kreis der klassischen 
Ressorts erheblich übersteigt, wie dies gegenwärtig der 
Fall ist. Es wird das Bestreben ad hoc neu geschaffener 
Ministerien ohne organisatorisches Vorbild sein, Aufgaben 
aus dem Arbeitsbereich der klassischen Ministerien an sich 
zu ziehen, ohne das die letzteren gleichzeitig geneigt sein 
werden, die Bearbeitung solcher Sachgebiete völlig aus der 
Hand zu geben. Häufig werden neuerrichtete Ministerien 
auch, infolge der allen neuen Behörden innewohnenden 
Tendenz zur Ausweitung ihres Organisations- und Personal- 
apparates, 'ganze Abteilungen um Aufgabengebiete herum 
aufbauen, welche im Rahmen der bisher allein zuständigen 
Ministerien jeweils nur durch ein Referat wahrgenommen 
wurden. Als Beispiel sei hier auf die Abteilung III (Ange- 
legenheiten der deutschen Grenzgebiete) des Bundesmini- 
steriums für gesamtdeutsche Fragen hingewiesen. 

Es erscheint daher dringend erforderlich, daß die Bundes- 
regierung bereits vor der Vorlage des Haushaltes für das 
Rechnungsjahr 1950 an die gesetzgebenden Körperschaften 
diesem Problem ihre besondere Aufmerksamkeit widmet 
und eindeutige Entscheidungen noch offener Kompetenz- 
fragen trifft. In den Fällen, in denen sich aus sachlichen 
Gründen die Alleinbearbeitung einer Materie an einer Stelle 
nicht durchführen läßt, muß eine klare Festlegung des 
federführenden und der nur mitbeteiligten Ressorts erfolgen. 
Ferner muß sichergestellt sein, daß die personelle Ausstat- 
tung der Mitzeichnungsreferate so sparsam wie möglich 
gehalten wird. 

Zu der Frage der Einrichtung von Pressestellen bei den 
einzelnen Bundesministerien neben dem im Rahmen des 
Bundeskanzleramtes bestehenden Presse- und Informations- 
amt hat der Bundesrat unter dem 27. Januar 1950 Stellung 
genommen und neben seiner Kritik an der ungewöhn- 
lichen Größe des Apparates dieses Presse- und Informa- 
tionsamtes die Erwartung ausgesprochen, daß die Bildung 
von Pressestellen bei den einzelnen Ressorts unterbunden 
wird. Es sollte dafür gesorgt werden, daß die bei den 
Bundesministerien bestehenden Pressereferate bei spar- 
samster personeller Besetzung sich auf die Auswertung 
fachlicher Spezialinformationen für den innerdienstlichen 
Gebrauch beschränken und die bisher weitgehend auch von 
ihnen durchgeführte Unterrichtung der Öffentlichkeit dem 
zentralen Presse- und Informationsamt des Bundeskanzlers 
überlassen. Der Bundesrat ist der Auffassung, daß hier 
zur Zeit vielfach durchaus überflüssige Doppelarbeit ge- 
leistet wird. 

b) Auch innerhalb der einzelnen Bundesministerien ist ein 
grundsätzlicher Organisationsfehler zu beobachten, der die 
Schlagkraft der Verwaltung beeinträchtigt und sich in 
Richtung auf eine unrationelle Ausweitung des Personal- 
’ bedarfs auswirkt : Es ist dies die in fast allen Ministerien 
wiederkehrende Aufspaltung innerlich zusammengehörender 
Arbeitsgebiete in einer Mehrzahl kleinerer Abteilungen und 
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Referate. Insbesondere im Bundesinnenministerium erscheint 
eine straffere organisatorische Zusammenfassung in erheb- 
lichem Umfang möglich und nötig. 

c) Von entscheidender Bedeutung für die Stellungnahme des 
Bundesrats zum vorliegenden Haushalt ist jedoch die Tat- 
sache, daß letzterer sich hinsichtlich einer Reihe wichtiger 
Aufgabengebiete über die eindeutige Verteilung der Kompe- 
tenzen zwischen Bund und Ländern, wie sie das Grundgesetz 
festlegt, hinwegsetzt. Die hier zu Tage tretende Tendenz 
rührt an ein Kernproblem unseres gesamten staatlichen 
Aufbaus und löst schwerwiegende verfassungspolitische 
Bedenken aus. 

Es kann nicht angehen, auf dem Wege über den Haushalt 
die im Grundgesetz verankerte Abgrenzung der Aufgaben- 
bereiche zwischen Bund und Ländern einer Korrektur 
unterziehen zu wollen. In der wohlabgewogenen Vertei- 
lung der Zuständigkeiten spiegelt sich das föderative 
Grundprinzip unserer staatlichen Neuordnung wider. Dieses 
will eine natürlich gegliederte politische Ordnung, auf- 
gebaut von unten nach oben aus sich erweiternden Lebens- 
. kreisen mit eigenständiger und lebendiger demokratischer 
Selbstverantwortung. Nur was eine gemeinsame Regelung 
nach einheitlichen Gesichtspunkten unbedingt erfordert, 
soll nach dem Subsidiaritätsprinzip bei der Aufteilung der 
öffentlichen Aufgaben zentraler Bearbeitung zufallen. Dies 
entspricht in der Vergangenheit gewonnener demokratischer 
Einsicht, welche die Gefahr übermäßiger Machtkonzentra- 
tion erkannt hat. Es geht nicht um die Durchsetzung 
eines engen Ressortegoismus oder um die Festigung reiner 
Machtpositionen als Selbstzweck, sondern um die Gefahr, 
daß durch einfachen Gesetzgebungsakt ein Weg begonnen 
wird, der, wenn fortgesetzt, immer weiter vom Geist unserer 
Verfassungskonstruktion wegführen muß. 

Der Bundesrat richtet seine Bedenken in erster Linie gegen 
die beiden im Bundesinnenministerium vorgesehenen Refe- 
rate für allgemeine Kommunalangelegenheiten bezw. für 
Kommunalfinanzangelegenheiten, ferner gegen die außer- 
ordentliche Ausweitung des in der Abteilung für kulturelle 
Angelegenheiten des Bundesinnenministeriums zu bearbei- 
tenden Aufgabenkreises, sowie gegen die Überschreitung 
des Rahmens ministerieller Zentralaufgaben beim Bundes- 
ministerium für Angelegenheiten der Vertriebenen. 

(1) Die verantwortliche Bearbeitung der Kommunalangelegen- 
heiten ist ausschließlich Sache dei Länder, und der 
Bundesverwaltung steht auf diesem Gebiet nur eine 
beobachtende Tätigkeit zu. Hierfür ist jedoch der 
vorgesehene Personalapparat erheblich übersetzt. 

(2) Besonders weitreichend ist der Eingriff in die Länder- 
kompetenzen auf dem Gebiet der kulturellen Angelegen- 
heiten. Schon ganz allgemein erregt die Vielzahl der 
nach dem vorliegenden Haushalt mit kulturellen Fragen 
befaßten Bundesinstanzen starke verfassungspolitische 
Bedenken. Dies gilt insbesondere für die Kultur- 
abteilung des Bundesinnenministeriums. Von den dort 
vorgesehenen 12 Sachgebieten können sich nur 5 auf 
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eine im Grundgesetz vorbehaltene Bundeszuständigkeit 
berufen, während es sich hinsichtlich der 7 übrigen 
Sachgebiete um reine Länderangelegenheiten handelt 
(Schul- und Hochschulangelegenheiten, Angelegenheiten 
der Kirchen und der jüdischen Kultusgemeinden, be- 
sondere Belange des Judentums, Archivwesen und 
Rundfunk). In Bezug auf diese Aufgabengebiete ist 
ebenfalls nur Platz für rein beobachtende Funktionen 
des Bundes. Dieser Tatsache sollte der jetzt weit 
übersetzte Organisations- und Stellenplan der Abteilung 
angepaßt werden. 

Das Argument, dem Bund erwachse auf dem Gebiet des 
Schul- und Hochschulwesens über die Unterrichtungs- 
tätigkeit hinaus die Aufgabe, eine bedenkliche Rechts- 
zersplitterung im Bundesgebiet zu verhindern, findet 
nicht nur keine Stütze im Grundgesetz, sondern er- 
scheint auch sachlich nicht berechtigt, da es sich hier 
um typische Koordinierungsaufgaben der Länderregie- 
rungen handelt, die sich der Zusammenarbeit der 
Kultusminister der Länder bedienen werden, um eine 
untragbare Auseinanderentwicklung des Rechtszustandes 
zu unterbinden. 

(3) Der Organisations- und Stellenplan des B undesmi niste - 
riums für Angelegenheiten der Vertriebenen erweckt den 
Eindruck, als ob der Begriff echter ministerieller Zen- 
tralaufgaben verkannt wird. Denn dieser erfordert 
Beschränkung der ministeriellen Tätigkeit auf die 
Entscheidung von Grundsatzfragen und Verzicht auf 
die Bearbeitung von Einzeifällen und die Bescheidung 
unmittelbarer Individualanträge. Ein Abweichen von 
diesem Grundsatz führt zu einem Übergriff in den 
Bereich der Länderexekutive, deren größere Wirklich- 
keitsnähe stärkere Gewähr für sachgerechte Entschei- 
dungen bietet. Auch verlangt die Notwendigkeit klarer 
Aufgabenverteilung zwischen den einzelnen Stufen der 
öffentlichen Verwaltung ganz allgemein das Festhalten 
an anerkannten Grundsätzen für die Umgrenzung ministe- 
rieller Tätigkeit. 


II. 

1. Folgende Stellen sind zu blockieren: 

a) Einzelplan VI (Bundesministerium des Innern) 

Die Referate 

IBS Allgemeine Kommunalangelegenheiten und 
I B 6 Kommunalfinanzangelegenheiten 
sind wieder zusammenzufassen unter Wegfall einer 
Ala Stelle. 

Die 4 Referate der Abteilung III sind zu 2 Referaten wegen 
geringfügiger sachlicher Zuständigkeit für überwiegend beob- 
achtende Funktionen zusammenzulegen. Daraus folgt eine 
Herabstufung des Leiters dieser Abteilung nach B 7 a. 
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b) Einzelplan XV (Bundesministerium für Angelegenheiten der 
Vertriebenen) 

Die Empfehlung des Bundesrates (Seite 8 der Anlage zu den 
Bemerkungen des 'Bundesrates zum Entwurf des Bundes- 
haushalts für das Rechnungsjahr 1949 vom 27. Januar 1950) 
wird voll aufrechterhalten, aber beschränkt auf die Beam- 
ten bis B 7. 

c) Einzelplan XVI (Bundesministerium für gesamtdeutsche Fra- 
gen) 

Abteilung III: Streichung je einer Stelle A 2 c 2 und A 4 c 2. 

2. Auf eine Vereinfachung des Pressedienstes der Bundesregie- 
rung ist hinzuwirken. 
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